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F Ü R  D EN  A S T A
Erneu t

M A U L K O R B
Wie am Dienstag, den 27. Sept., bekannt 
wurde, erwägt Uni-Präsident Alewell ein 
weiteres Ordnungsgeld gegen die Student
enschaft der Justus-Liebig-Universität 
Gießen zu verhängen. Grund für diese 
Maßnahme sei für ihn der Aufruf des AStA 
zu einer Demo gegen den Schnellen Brüter 
in Kalkar. Seiner Meinung nach steht es 
der Studentenschaft nicht zu, sich dieses 
Bereiches anzunehmen. Wie es sich schon 
bei den Auseinandersetzungen um die Start
bahn West gezeigt hat, soll mit der Ver
hängung von Ordnungsgeldern die Student
enschaft in diesen,in letzter Zeit akut

gewordenen Fragen (Startbahn, Atomenergie, 
usw), mundtot gemacht werden, da sie den 
Verantwortlichen eine mißliebige Meinung 
annimmt. Begründet werden diese Maßnahmen 
damit, die Studentenschaft besitze kein 
allgemeinpolitisches Mandat. Auffällig 
ist, daß vor 20 Jahren, als noch die 
politischen Freunde unseres Präsidenten 
(Burschenschaften und RCDS) im AStA 
waren, von Seiten des Präsidialamtes nie
mand an der Organisation von Busfahrten 
an die DDR-Grenze oder Aufrufen zu Demon
strationen am 17. Juni Anstoß nahm. Die 
Unterdrückung der den Verantwortlichen

nicht genehmen Meinung zeigt sich hier 
deutlich.

WIR WERDEN NICHT SCHWEIGEN !!!!

Allein die Risikostudie der Energie- 
Enquete-Kommission, die nach einem 
Reaktorunfall in Kalkar die Notwendig
keit der Vernichtung aller landwirt
schaftlichen Erzeugnisse im Umkreis von 
540 km voraussagt, widerlegt das Argument, 

es gehöre nicht zu den Aufgaben der 
Studentenschaft,sich um den Bau des 
Schnellen Brüters in Kalkar zu kümmern: 
Auch Gießen wäre betroffen(und das, wo 
der Fachbereich Anrarwissenschaften 
eines der "Markenzeichen" dieser Uni ist.

StuPa
W a h l

Liste Stimmen (V.jahr) % () Sitze 0

JUSO-HSG 1.322 (1.724) 29,6 (34,4) 9 (11)

APG 16o (-.-.-) 3,5 (-.-.) 1 <— )

SAB 3oo (MSB
239) 6,7 (4,8 ) 2 (1)

RCDS 1.4o4 (1.539) 31,4 (3o,7) 1o (9)

Basis
gruppen 1.o61 (1.510) 23,7 (3o, 1) 7 (9)

Neue Hei
mat 151 (-.-.-) 3,3 (-.-.) 1 (-.)

XrCDS 65 (-.--.-) 1,4 (-.-.) 0 (-.)

Abgegebene Stimmen: 4.6o9 Wahlbeteiligung 3o,3% 

Gültige Stimmen: 4.463

Ungültige Stimmen: 146

Auf der konst i tuie renden Sitzung des 22. Studentenparlaments wurde 
am 3o. 6. 1982 ein neuer AStA gewählt .  Er wird getragen von den 
Listen "JUSO-Hochschu 1 grup'pe" und " . . .  u n t e r s t ü t z t  die Basisgruppen",  
die zusammen im Studentenparlament über eine absolute Mehrheit verfügen.

Vorsi tzender u. Finanzen Hans Seus JUSO-HSG
Ste l lv .Vors .  u. Fachschafte.n Rolf Meyer Bas i sgruppen
Sozi a 1 es Heike Fuhr "

Lehrerausbi1 düng Hans Hirschmann JUSO-HSG
I nt e rna t io na l i  smus Bruno Pawlinsky-Weber Verein Pa r t ne r 

schaft  3 . Welt
ökolog i e Öko-Gruppe der Fachschaft  Biologie
Frauen Sabine Wortmann Uni-Frauengr.
Publ ikat ionen,  Uni-Press Theo Effenberger JUSO-HSG
Kultur Gerd Aßmus "

Wi s s e n s c h a f t s 1aden Guido Block Basisgruppen
Naturwissenschaften Peter Wetz JUSO-HSG



Gemeinsam gegen Sozialabbau,

Arbeitsplatzvernichtung und 

Ausländerfeindlichkeit!

Weitere rund 5 Mrd. DM wird die neue christlich- 
lieberale Regierungskoalition auf die von der alten 
Koalition bereits beschlossenen 8,5 Mrd. DM "Haus
hai tsklirzungen" draufschlagen. Auf den ersten Blick 
scheint die Politik der alten Regierung fortgeführt 
zu werden. Was unter Helmut I. schlecht war, scheint 
unter Helmut II. gut, weil es jetzt von der Union 
kommt (Mehrwertsteuererhöhung, mehr Staatsverschul
dung, Zwangsanleihe). An anderen Punkten, bei der 
Rentenkürzung, der Sozialhilfe oder im Wohnungs
bau wird verschärft, was zuvor bereits eingeleitet 
war.
Kerngedanke der Haushaltspläne von CDU, CSU und 
FDp ist: Den Armen wird genommen, den Reichen wird 
gegeben. Wichtig dabei ist, daß versucht wird, den 
Kern der Lohnabhängigen mit Arbeit möglichst zu 
schonen und insbesondere Rentner, Sozialhilfe
empfänger, Arbeitslose, Studenten usw. zu treffen. 
Zugleich ist nicht zu übersehen, daß langfristig 
eine Umschichtung des Steuersystems und mit der 
drastischen Kürzung der Sozial!eistungen die Um
schichtung der Lebensverhältnisse geplant ist.
Die Forderung von Blüm nach einer Lohnpause zeigt 
auch schon, daß alle Lohnabhänigen nicht unge
schoren davonkommen sollen.
Im weiteren sind die wichtigsten Punkte der 
Koalitionsvereinbarung aufgezählt:
- Einstellung des BAFöGs an Schüler (bis auf Aus
nahmen); BAFÖG für Studenten gibt es ab Winterse
mester 19B3/84 nur noch auf Darlehen; die Rück
zahlungsbedingungen sollen geändert werden; 
Einsparung 200 Mio. DM.
- Beim Wohngeld ist ein neuer "Einkommensbegriff" 
oder eine lineare Kürzung geplant. Einsparung 
100 Mio. OM.
- Die Rentenerhöhung soll um ein halbes Jahr ver
schoben werden (auf 1.7.82). Einsparung: 1,7 Mrd. DM
- Gleichzeitig wird dann von der Rente 1 % Kranken- 
versicherungsbeitrag abgezogen.
- Die Beiträge, welche die Bundesanstalt f. Arbeit 
an die Rentenversicherung abführt, soll sich nach der 
Höhe des Arbeitslosengeldes statt wie bisher nach 
dem letzten Einkommen berechnen. Dies bedeutet eine 
Rentenkürzung für Arbeitslose von über 50 %.
- Die Regelsätze der Sozialhilfe werden ebenfalls 
erst zum 1.7. erhöht, und zwar nur um 2 /.
- Sämtliche Gehälter und Löhne im öffentlichen Dienst 
sollen erst zum 1.7. (3 Monate verspätet) um 2 % 
erhöht werden.
- Das Arbeitslosengeld soll nach der Bei tragsdauer 
differenziert werden; Einsparung 500 Mio. DM. Die 
Fördersätze bei Rehabilitation und Arbeitsförderung 
sollen um 500 Mio. DM gekürzt werden.

W © gii v /  m

H e s s e n  u n d  R h e i n l a n d - P f a l z  H  f f  9  « s n *

Die Unternehmer wollen den großen 
Schnitt ins soziale Netz: Unbezahlte Tage 
bei Krankheit. Kürzung des Arbeitslosen
geldes auf 50 Prozent. Spätere Rentenkür
zung für Arbeitnehmer, die jetzt arbeitslos 
sind oder es noch werden. Lohnverzicht 
derjenigen, die noch Arbeit haben. 
Zusätzliche Beiträge von allen, die ins 
Krankenhaus müssen. Und viele Ein
schränkungen mehr. Konservative und

liberale Politiker machen sich zum Helfer 
der Unternehmer. Unternehmer sollen 
steuerlich entlastet werden. Arbeitneh
mer sollen die Lasten tragen. Und anstatt 
Arbeitsplätze zu schaffen, werden Milliar
den in mörderische Rüstungsprojekte 
gesteckt. An denen auch wieder die 
Unternehmer verdienen. Außerdem wol
len sie den Schutz für Frauen und Jugend
liche im Betrieb verringern.

wehren w ir um .
Demonstriert mit uns am 23. Oktober um 11.00 Uhr auf dem 

Frankfurter Opernplatz!

Gegen Sozialabbau  
und Rüstungswahnsinn.
Für Vollbeschäftigung  
und Mitbestim m ung.

Hauptredner unserer gemeinsamen Kundgebung ist der DGB-Vorsitzende

Ernst Breit
Auskunft über die Fahrmöglichkeiten geben die örtlichen Gewerkschaften und DGB-Kreise

Verantwortlich: Jochen Richert. DGB-Landcsvorsitzcndcr Hctscn • Druck: Union-Druckcrei, Frankfurt am Main

- Das Kindergeld wird beim 2. Kind um 20 auf 80 DM, 
vom 3. Kind an um monatlich 70 DM gesenkt werden.
- Die ersten zwei Krankenhauswochen soll man einen 
Kostenbeitrag von 5 DM pro Tag zahlen.
- Die Mehrwertsteuer wird ab 1.7. von 13 auf 14 % 
erhöht. Erhöhung der Mehrwertsteuer heißt in Kürze 
Verlagerung der Steuerlast auf die niedrigen Ein
kommensklassen.
- Auf der anderen Seite steht: Senkung der Gewerbe
steuer (Volumen 1 - 1,5 Mrd. DM), Ausdehnung des
Flick-Paragranhen, Steuervergünstigung beim Eigen
heimbau, Erhalt des Ehegatfeen-Splittings für Jahres
einkommen über 100.000 DM und eine Zwangsanleihe, 
die zurückgezahlt wird.

Nicht Ölkrise, zu hohe Zinsen gk 
oder "die Ausländer" sind schumf 
sondern das Wirtschaftssystem: 
nicht die Bedürfnisse der Men
schen sind entscheidend, sondern 
der Unternehmergewinn. Der alte, 
nur scheinbar beseitigte Gegen
satz zwischen Kapital und Arbeit 
tr i t t  wieder zu Tage. Für ihre 
Gewinne nehmen die Unternehmer 
alles in Kauf: Arbeitslosigkeit 
und Massenarmut, Arbeitshetze 
und Raubbau an der Gesundheit, 
Umweltzerstörung und Aufrüstung.

Die einschneidenden Verschlechterungen für Studenten 
sind Bestandteil eines Gesamtkonzeptes. Dagegen müs
sen alle Betroffenen gemeinsam Vorgehen. Deshalb 
rufen wir alle Studenten auf, sich an der Demon
stration des DGB am 23.10. in Frankfurt zu be-

Auch aus der viel beschworenen 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
wird nichts werden, im einzelnen 
werden wir dies im nächsten 
AStA-Info nachweisen.

teiligen.



täglich zur Bürozeit (bitte nur dann!), lo.oo - 13.oo h

ASTA MfG-Vermittlung

Internationaler Stud-Ausweis AS FA Wohnungskartei
täglich zur Bürozeit, aber große Ebbe darin!
(außer sa und so von lo.oo - 13.oo h)

ASTA BAföG-Beratung
...und allgemein Sozialberatung; bei der Bruni im 
AStA-Büro, D i . und Do.  \l.oo - 13,oo h

ASTA Rechtsberatung
täglich; im AStA liegen zwei Mappen ("Nachfragen" und "An 
geböte"), in die Ihr was reinschreiben mußt!

i

Zum Mitnehmen:
. . . fast alles, was auf dem Ständer im Büro liegt und 
wo kein Preis draufsteht:
- wöchentliche und andere AStA-Infos
- Basisgruppen und Juso-Infos
- UNI-PRESS
- JLU-FORUM . clv
diverse Tages- und Wochenzeitungen (kostenlos.) 
Mietrechtsbroschüre
- BAFöG-Broschüre 
.. .und anderes mehr

In Raum 19 im Studentenhaus (Nähe AStA) 
mo, mi, fr, von 11.oo - 13.oo h



...besonders für ERSTSEMESTER 

zum quatschen und

kennenlernen

STRAFVERFAHREN WEGEN GIESSENER STARTBAHN-DEMO !!

Am 25. Januar 1982 lehnte der Hess
ische Staatsgerichtshof den Antrag 
auf ein "Volksbegehren - Keine Start
bahn West!" entgültig ab - 2oo.ooo 
Unterschriften wanderten in den Pa
pierkorb. Wie überall in Hessen, 
demonstrierten auch in Gießen Men
schen gegen den politischen Richter
spruch, der Holger Börners menschen
feindlicher Politik die Weihen des 
Rechts verleihen sollte - spontan 
versammelten sich noch am selben Tag 
15o Giessener Startbahngegner am Uni- 
Hauptgebäude in der Ludwigstrasse, 
von wo schon so manche Demo abge
gangen war.
Sie zogen Richtung Innenstadt und 
bogen unter dem "Elefantenklo" in 
denieltersweg ein. Dort angekommen 
blockierten die Angeschuldigten ( am 
Tattag gegen 15 Uhr) mit weiteren 15o 
unbekannten Personen, unter Mißacht
ung entgegenstehender Aufforderungen 
der Polizeijfür annähernd 15 min den 
Kreuzungsbereich Frankfurter Straße/ 
Westanlage/Südanlage, so daß der 
fahrende Verkehr zum Erliegen kam 
und machten es einer Vielzahl von

Fahrzeugführern unmöglich, ihre Fahrt 
fortzusetzen.
Daraufhin werden nun 4 Giessener Stu
denten und eine Studentin angeklagt 
-gemeinschaftlich handelnd - andere 
rechtswidrig mit Gewalt zu einer 
Handlung und Duldung genötigt zu haben. 
Die 5 bekannten neben den 15o unbe
kannten sind Andreas, er studiert an 
der FH Gesundheitswesen und ist seit 
1981 an der Giessener Fachhochschule 
AStA-Vorsitzender, Sabine (Bauingen
ieur) seine Vorgängerin 1979, Ivan 
(Jura) und Karl-Otto (Geographie), 
die Finanz- und Sozialrefe renten und 
stel1 vertretenden AStA-Vorsitzenden 
an der JUJ 198o/81 und Jörg (Medizin), 
Mi+glied des Studentenparlaments der 
Uni.
Der AStA wird mit "Ordnungsgeldern" 
belegt - Anklageschriften gegen 
engagierte Studenten - das sind zwei 
Seiten der Medaille, die da bedeutet: 
Durchsetzung der lebensfeindlichen, 
kapitalistischen(SPD-)Politik und(in 
diesem Fall insbesondere) Befriedung 
des Widerstandsherdes Hochschule!
5 aus 15o herauszugreifen kalkuliert

mit dem uralten Prinzip: "Bestrafe 
einen, erziehe Hundert!" (in Gießen 
vielleicht nur 3o...) - es kann jeden 
Treffen, den 5 Angeschuldigten wird 
ja nicht mehr vorgeworfen, alsjedem 
einzelnen der anderen 15o auch! Daß 
aber offenbar nach der "Politik des 
bekannten Gesichts" vorgegangen wor
den ist, sorgt für zusätzlichen 
Effekt: die exemplarische Bestrafung 
wird Dir umso wahrscheinlicher zuteil, 
je offener Du Dich engagierst - also 
halte Dich zurück !
Solange solche Rezepte auch funktio
niert haben mögen, für die Zukunft 
werden Justiz und Staatsgewalt sich 
verrechnet haben: Seit hunderttausend 
Menschen in Brokdorf waren, obwohl 
feiste Politiker- und Richterärsche 
es verbieten wollten, lassen wir uns 
von niemandem mehr eine Demo verbieten! 
Schickt nur Anklagen, wir hätten Auto
fahrer genötigt, mal ein paar Minuten 
anzuhalten - lächerlich - wir haben 
gelernt, daß auch ganz andere Mittel 
und Maßnahmen erlaubt und möglich sind, 
um uns unserer Haut zu wehren! . /an


